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295. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
13. Juni 1989 betreffend den Geltungsbereich
des Vertrages über die Nichtweiterverbreitung

von Atomwaffen

Nach Mitteilung der Regierung des Vereinigten
Königreiches hat Katar am 3. April 1989 seine Bei-
trittsurkunde zum Vertrag über die Nichtweiterver-
breitung von Atomwaffen (BGBl. Nr. 258/1970,
letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 105/1989) hinterlegt.

Vranitzky

296. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
13. Juni 1989 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens über die Ausstellung von

Ehefähigkeitszeugnissen

Nach Mitteilung der Schweizerischen Regierung
hat die Türkei am 10. März 1989 ihre Ratifika-
tionsurkunde zum Übereinkommen über die Aus-
stellung von Ehefähigkeitszeugnissen (BGBl.
Nr. 417/1985, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 260/1988) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde hat die Türkei gemäß Art. 8 Abs. 1 des
Übereinkommens folgende Erklärung abgegeben:

„Die für die Ausstellung der genannten Zeug-
nisse zuständigen türkischen Behörden sind die
Standesämter in der Türkei sowie die konsulari-
schen Vertretungen im Ausland."

Vranitzky

297. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
20. Juni 1989 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens und Statut über das

internationale Regime der Seehäfen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten ihre Beitrittsurkunden zum Übereinkommen
und Statut über das internationale Regime der See-
häfen (BGBl. Nr. 56/1927, letzte Kundmachung
des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 353/1967) hinter-
legt bzw. erklärt, sich auch nach Erlangung ihrer
Unabhängigkeit an dieses Übereinkommen und
Statut gebunden zu erachten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung der

Beitrittsurkunde bzw.
Kontinuitätserklärung:

Antigua und Barbuda 27. Februar 1989
Madagaskar 4. Oktober 1967
Marokko 19. Oktober 1972
Mauritius 18. Juli 1969
Nigeria 3. November 1967

Anläßlich der Hinterlegung seiner Beitrittsur-
kunde hat Madagaskar nachstehenden Vorbehalt
erklärt:

„Der Regierung der Republik Madagaskar steht
es in Übereinstimmung mit Art. 8 des Statuts frei,
den Vorzug der Gleichbehandlung gegenüber der
Handelsmarine eines Staates aufzuheben, der selbst
gemäß den Bestimmungen des Art. 12 Abs. 1 von
der Gleichbehandlung zugunsten seiner eigenen
Marine abweicht."

Nach einer weiteren Mitteilung des Generalse-
kretärs der Vereinten Nationen hat Thailand das
Übereinkommen und das Statut mit Wirksamkeit
vom 2. Oktober 1974 gekündigt.

Riegler
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298.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER
REGIERUNG DER VEREINIGTEN
REPUBLIK TANSANIA ÜBER TECHNI-

SCHE ZUSAMMENARBEIT
Die österreichische Bundesregierung und die

Regierung der Vereinigten Republik Tansania,

IN ANBETRACHT des gegenseitigen Nutzens,
der sich aus einer engeren technischen Zusammen-
arbeit ergeben würde,

UND IN DEM BESTREBEN, die zwischen den
beiden Staaten bestehenden freundschaftlichen
Beziehungen zu verstärken,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Die österreichische Bundesregierung leistet der
Regierung der Vereinigten Republik Tansania im
Sinne dieses Abkommens Technische Hilfe.

Die Bestimmungen und Bedingungen für jedes
einzelne Projekt werden gesondert vereinbart.

Artikel 2

Die von der österreichischen Bundesregierung
nach Artikel 1 geleistete technische Hilfe kann
bestehen aus:

i) Zurverfügungstellung der Dienste öster-
reichischer Fachkräfte zur Hilfeleistung an
oder über die Regierung der Vereinigten
Republik Tansania;

ii) Organisation und Durchführung von Semi-
naren, Schulungsprogrammen, Demonstra-
tionsprojekten, Expertenarbeitsgruppen und
verwandten Veranstaltungen an gemeinsam
vereinbarten Orten;

iii) Vergabe von Studien- und Ausbildungssti-
pendien oder Durchführung anderer Maß-
nahmen, in deren Rahmen Kandidaten, die
von der Regierung der Vereinigten Republik
Tansania vorgeschlagen und von der öster-
reichischen Bundesregierung angenommen
werden, entweder in der Vereinigten Repu-
blik Tansania oder in Österreich studieren
oder eine Ausbildung erhalten;

iv) Vorbereitung und Durchführung von Pilot-
projekten, Tests, Experimenten oder For-
schungen an von den beiden Vertragschlie-
ßenden Parteien gemeinsam vereinbarten
Orten;

v) Beistellung von Geldmitteln, Ausrüstungsge-
genständen, Materialien oder jeder anderen
von den beiden Vertragschließenden Par-
teien vereinbarten Form technischer Hilfe.
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Artikel 3

Im Falle des Angebots von Ausbildungsmöglich-
keiten für tansanische Experten in Österreich sei-
tens der österreichischen Bundesregierung gewährt
diese Vollstipendien entsprechend den allgemeinen
Richtlinien der österreichischen Bundesregierung
einschließlich sämtlicher Studienkosten und eines
angemessenen Beitrages zu den Unterhaltskosten
der tansanischen Experten. Ebenso trägt sie die
Reisekosten von und nach Tansania.

Artikel 4

Die österreichischen Fachkräfte, die an oder
über die Regierung der Vereinigten Republik Tan-
sania Hilfe leisten sollen, werden von der öster-
reichischen Bundesregierung im Einvernehmen mit
der Regierung der Vereinigten Republik Tansania
ausgewählt.

Artikel 5

Die österreichische Bundesregierung bezahlt die
Bezüge der österreichischen Fachkräfte für ihre
Dienstleistungen in Tansania im Rahmen dieses
Abkommens und trägt deren internationale Reise-
kosten.

Artikel 6

Die im Rahmen dieses Abkommens in die Verei-
nigte Republik Tansania entsandten öster-
reichischen Fachkräfte sind verpflichtet, außerhalb
der ihnen übertragenen Funktionen ohne Erlaubnis
der Vertragschließenden Parteien keine auf
Gewinn gerichtete Tätigkeit auszuüben.

Artikel 7
i) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses

Abkommens unterliegen die österreichischen
Fachkräfte jederzeit den in der Vereinigten
Republik Tansania bestehenden Gesetzen,
Verordnungen und Vorschriften in der
jeweils gültigen Fassung.

ii) Im Falle einer Verhaftung oder Festnahme,
aus welchem Grunde auch immer, oder der
Einleitung eines Strafverfahrens gegen eine
von der österreichischen Bundesregierung im
Rahmen der Bestimmungen dieses Abkom-
mens entsandte Fachkraft oder gegen die
Ehegatten oder Familienangehörigen solcher
Fachkräfte macht die Regierung der Verei-
nigten Republik Tansania der öster-
reichischen Bundesregierung davon unver-
züglich Mitteilung.

Artikel 8

Die Regierung der Vereinigten Republik Tansa-
nia läßt den österreichischen Fachkräften eine
angemessene Behandlung zuteil werden und ver-
pflichtet sich zu folgendem:
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i) die österreichischen Fachkräfte und ihre
Familienangehörigen vom Einfuhrzoll, der
Umsatzsteuer und anderen ähnlichen Abga-
ben für ihre gebrauchten und in echtem
Sinne persönlichen Effekten und Haushalts-
güter einschließlich eines Motorfahrzeuges,
eines Klimagerätes, eines Kühlschrankes
oder eines Tiefkühlschrankes für jede Fach-
kraft, die innerhalb der ersten sechs Monate
nach ihrer ersten Ankunft in Tansania nach
Tansania gebracht werden, zu befreien, vor-
ausgesetzt, daß diese persönlichen Effekten
und Haushaltsgüter in Tansania nicht ver-
kauft oder sonstwie veräußert werden, es sei
denn an eine Person, die eine ähnliche
Befreiung genießt. Im Falle eines Verkaufes
oder einer sonstigen Veräußerung in anderer
als der erwähnten Form werden alle diesbe-
züglichen Abgaben fällig.
Falls der Einsatzvertrag der Fachkräfte in
Tansania erneuert wird, gelten diese Privile-
gien für den Experten und seine Familienan-
gehörigen neuerlich innerhalb von sechs
Monaten ab dem Datum der Erneuerung,
vorausgesetzt, daß wenigstens drei Jahre seit
Beginn des ersten Befreiungszeitraums ver-
strichen sind;

ii) die österreichischen Fachkräfte von allen
persönlichen und allen anderen Steuern zu
befreien, die auf Bezüge aus Quellen außer-
halb Tansanias eingehoben werden können;

iii) die österreichischen Fachkräfte von allen
Steuern, Gebühren und Zöllen bezüglich der
Ausrüstungen, Materialien und Lieferungen
zu befreien, die seitens der österreichischen
Bundesregierung für die in diesem Abkom-
men vorgesehenen Tätigkeiten bzw. Dienst-
leistungen nach Tansania verbracht werden;

iv) den österreichischen Fachkräften und ihren
Familienangehörigen jederzeit die ungehin-
derte und kostenlose Ein- und Ausreise zu
gestatten und sie ehestmöglich mit den erfor-
derlichen Visa, Arbeits- und Aufenthaltsge-
nehmigungen zu versehen;

v) medizinische, spitalsmäßige und zahnärztli-
che Betreuung auf der gleichen Basis und im
gleichen Ausmaß zur Verfügung zu stellen,
wie sie tansanischen Staatsbeamten und
anderen öffentlichen Bediensteten in ver-
gleichbarer Stellung zur Verfügung steht.

Artikel 9

i) Die Regierung der Vereinigten Republik
Tansania ergreift die erforderlichen Maß-
nahmen zur Beistellung von Wohnraum
sowie von Arbeitsräumen und -einrichtun-
gen, Verkehrsmitteln, Büroanlagen, Ausrü-
stungen und Arbeitskräften, die die öster-
reichischen Fachkräfte zur Durchführung
ihrer Aufgaben benötigen;
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ii) Die Regierung der Vereinigten Republik
Tansania trägt die Kosten für Inlandsdienst-
reisen der österreichischen Fachkräfte im sel-
ben Ausmaß, wie es für Beamte der Regie-
rung der Vereinigten Republik Tansania
vorgesehen ist.

Artikel 10
Die Regierung der Vereinigten Republik Tansa-

nia hält die österreichischen Fachkräfte schadlos
für erlittenen Schaden und klaglos in Bezug auf
Ersatz- oder Haftpflichtforderungen für Schäden,
welche die österreichischen Fachkräfte in Aus-
übung ihrer Tätigkeit im Rahmen dieses Abkom-
mens wem immer zufügen, mit Ausnahme von
Schäden, die durch grobe Fahrlässigkeit oder vor-
sätzliches Fehlverhalten seitens der Fachkräfte ent-
stehen.

Artikel 11

Meinungsverschiedenheiten bezüglich der Ausle-
gung oder Anwendung dieses Abkommens werden
auf diplomatischem Wege beigelegt.

Artikel 12

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten
Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem
die Vertragschließenden Parteien einander schrift-
lich auf diplomatischem Wege mitgeteilt haben,
daß die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für
das Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt sind. Es
bleibt während eines Zeitraums von fünf (5) Jahren
in Kraft. Nach Ablauf dieser fünf Jahre wird es
jedes Jahr für einen weiteren Zeitraum von einem
Jahr stillschweigend verlängert.

Artikel 13

Dieses Abkommen kann jederzeit von jeder der
beiden Vertragschließenden Parteien schriftlich
gekündigt werden. Die Kündigung wird am ersten
Tag des dritten Monats nach ihrer auf diplomati-
schem Wege erfolgten Notifizierung wirksam.

ZU URKUND DESSEN haben die von ihrer
jeweiligen Regierung dazu gehörig bevollmächtig-
ten Unterfertigten dieses Abkommen unterzeich-
net.

GESCHEHEN in Dar es Salaam am 13. Mai
1987 in zwei Urschriften in deutscher und engli-
scher Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für die österreichische Bundesregierung:
Günther Stachel

Für die Regierung der Vereinigten Republik
Tansania:

P. J. Ngumbullu

Die Mitteilungen gemäß Art. 12 des Abkommens wurden am 30. September 1987 bzw. 28. September
1988 abgegeben; das Abkommen ist daher gemäß seinem Art. 12 mit 1. Dezember 1988 in Kraft getreten.

Vranitzky
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